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Anwesende: 
Vorsitzender:  Bürgermeister Dipl.-Päd. Reinhold Flörl, BA 
Gemeinderäte: Bürgermeister-Stellvertreterin Maria-Elisabeth Dünser, Adam Aigner, 

Martin Dagn, Daniel Dax, Emanuel Daxer, Michael Fahringer, Kathrin 
Keiler, Johann Knoll, Johann Koch, Peter Landmann, Alexander 
Lechthaler, Viktoria Mühlberger, Gabriele Pertl, Hans-Peter 
Schwentner 

 
Entschuldigt: Christian Mühlberger, Andreas Heim, 
Ersatz:   Hans Lerchenberger (Ersatz für Christian Mühlberger) 
 Bettina Aufhammer-Straif (Ersatz für Andreas Heim) 
 Markus Exenberger (Ersatz für Adam Aigner) 
  
Weitere Anwesende: Finanzverwalterin Nadine Pravda 
 
Beginn: 19:00 Uhr Ende: 20:17 Uhr 
 
Ort: Sitzungszimmer des Gemeindeamtes Kössen,  

Dorf 14, 6345 Kössen 
 
Schriftführer:  Dr. Bernhard Penz  
 
 

Tagesordnung 

1. Genehmigung der Niederschrift der 35. Gemeinderatssitzung vom 19.11.2025. 
 

2. Beratung und Beschlussfassung über die von der TINETZ-Tiroler Netze GmbH geplante 
Verlegung, Benützung und Erhaltung von Starkstromkabeln im Rahmen der Verlegung von 30 kV 
Kabel im Bereich BFST Kössen/Grünbach, Wegern und Peternhof (NM 00459702). 

 

3. Beratung und Beschlussfassung über die Anpassung bzw. Neugestaltung der Verordnung über 
die Erhebung von Wasserbenützungsgebühren (Wasserbenützungsgebührenverordnung). 

 

4. Beratung und Beschlussfassung über die Anpassung bzw. Neugestaltung der Verordnung über 
die Erhebung von Kanalbenützungsgebühren (Kanalbenützungsgebührenverordnung). 

 

 

Niederschrift  

 

36. Gemeinderatss itzung  

17.12.2025  

Bezirk Kitzbühel | A -6345 Kössen | Dorf 14  

Sachbearbeiter: Dr. Bernhard Penz  
T (05375) 6201 -10 | F (05375) 6201 ï 29  

amtsleitung @koessen.gv.at  
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5. Beratung und Beschlussfassung über die Anpassung bzw. Neugestaltung der Verordnung über 
die Erhebung einer Vergnügungssteuer. 

 

6. Beratung und Beschlussfassung über die Anpassung bzw. Neugestaltung der Verordnung über 
die Erhebung eines vorgezogenen Erschließungsbeitrages. 

 

7. Beratung und Beschlussfassung über die Anpassung bzw. Neugestaltung der Verordnung über 
die Festlegung der Höhe der Freizeitwohnsitzabgabe. 

 

8. Beratung und Beschlussfassung über die Erlassung der Verordnung über die Bezeichnung von 
Verkehrsflächen (Ampferboden, Bichlach, Habersau, Lenzkaralm, Oberbichlach). 

 

9. Beratung und Beschlussfassung über die Erlassung der Verordnung über die Bezeichnung von 
Verkehrsflächen (Gundharting, Karalm, Naring, Ried, Staffen). 

 

10. Beratung und Beschlussfassung über die Erlassung der Verordnung über die Bezeichnung von 
Verkehrsflächen (Hagerstraße, Kaltenbach, Unterberg). 

 

11. Beratung und Beschlussfassung über die Erlassung der Verordnung über die Bezeichnung von 
Verkehrsflächen (Eggenalm, Hasenaualm, Klausenbergalm, Weißensteinalm). 

 

12. Beratung und Beschlussfassung über die Erlassung der Verordnung über die Bezeichnung von 
Verkehrsflächen (Klobensteiner Straße, Taubensee). 

 

13. Beratung und Beschlussfassung über die Erlassung der Verordnung über die Bezeichnung von 
Wohnungen bzw. sonstigen Nutzungseinheiten (Ampferboden, Bichlach, Habersau, Lenzkaralm, 
Oberbichlach). 

 

14. Beratung und Beschlussfassung über die Erlassung der Verordnung über die Bezeichnung von 
Wohnungen bzw. sonstigen Nutzungseinheiten (Gundharting, Karalm, Naring, Ried, Staffen). 

 

15. Beratung und Beschlussfassung über die Erlassung der Verordnung über die Bezeichnung von 
Wohnungen bzw. sonstigen Nutzungseinheiten (Hagerstraße, Kaltenbach, Unterberg). 

 

16. Beratung und Beschlussfassung über die Erlassung der Verordnung über die Bezeichnung von 
Wohnungen bzw. sonstigen Nutzungseinheiten  
(Eggenalm, Hasenaualm, Klausenbergalm, Weißensteinalm). 

 

17. Beratung und Beschlussfassung über die Erlassung der Verordnung über die Bezeichnung von 
Wohnungen bzw. sonstigen Nutzungseinheiten  
(Klobensteiner Straße, Taubensee). 

 

18. Beratung und Beschlussfassung über die Veräußerung der Gst.Nr. 2634/6, KG 82109 Kössen, 
samt Abschluss des diesbezüglichen Raumordnungsvertrages. 

 

19. Beratung und Beschlussfassung über die Festlegung der Rahmenbedingungen für die 
Veräußerung des bebauten Gemeindegrundstücks Nr. 8/13, KG 82109 Kössen. 

 

20. Beratung zum Entwurf des mittelfristigen Finanzplanes gemäß den Bestimmungen von § 88 TGO 
(Tiroler Gemeindeordnung 2001) als Bestandteil des Voranschlages 2026 und Beschlussfassung 
desselben. 

 

21. Beratung zum Entwurf des Haushaltplanes für das Finanzjahr 2026 und Beschlussfassung über 
die Festsetzung des Voranschlages für das Finanzjahr 2026 gemäß § 88 TGO, nachdem der 
Entwurf zwei Wochen nach § 93 der TGO zur allgemeinen Einsichtnahme für die 
Gemeindebewohner aufgelegen ist. 

 

22. Berichte des Bürgermeisters, der Ausschussobleute und der ReferentInnen. 
 

23. Anträge, Anfragen und Allfälliges. 
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Verlauf:  
 
Der Bürgermeister begrüßt die Anwesenden, stellt die Beschlussfähigkeit fest und eröffnet die 
Sitzung.  
 
Einleitend erläutert der Bürgermeister, dass im Gemeindegebiet von Kössen bereits mehrere Jahre 
am Projekt der αBezeichnung von Verkehrsflächen und Nummerierung von Almgebäudenά gearbeitet 
worden ist. Zwischenzeitlich wurden die vorbereiteten Maßnahmen finalisiert und sollen die 
entsprechenden Verordnungen nunmehr im Gemeinderat beschlossen werden.  
Zum Zeitpunkt der Ausfertigung der gegenständlichen Tagesordnung zur 36. GR-Sitzung vom 
17.12.2025 wurde seitens des Amtes der Tiroler Landesregierung der Standpunkt vertreten, dass die 
beiden Themenbereiche (Bezeichnung von Verkehrsflächen einerseits und Nummerierung von 
Gebäuden andererseits) im Rahmen von jeweils zwei separaten Verordnungen zu regeln sind.  
Nach der Kundmachung der Tagesordnung zur 36. GR-Sitzung vom 17.12.2025 wurde seitens des 
Amtes der Tiroler Landesregierung eine Vereinfachung dahingehend entwickelt, dass beide 
Themenbereiche im Rahmen einer einzigen Verordnung zusammengeführt und geregelt werden 
können.  
 
Dazu erklärt der Bürgermeister, dass er resultierend daraus im Rahmen seiner besonderen 
Leitungsbefugnisse gemäß § 38 TGO 2001, die beiden diesbezüglichen Verhandlungsgegenstände, die 
in einem inhaltlichen Zusammenhang stehen, jeweils zu einem einzigen Verhandlungsgegenstand 
wie folgt ς insgesamt fünf Tagesordnungspunkten ς nunmehr zusammenführt:  
 

¶ die Tagesordnungspunkte Nr. 8 und Nr. 13 werden unter Entfall von Tagesordnungspunkt  
Nr. 13 zum geänderten Tagesordnungspunkt Nr. 8 zusammengefasst mit folgender 
Bezeichnung:  
α.ŜǊŀǘǳƴƎ ǳƴŘ .ŜǎŎƘƭǳǎǎŦŀǎǎǳƴƎ ǸōŜǊ ŘƛŜ 9ǊƭŀǎǎǳƴƎ ŘŜǊ ±ŜǊƻǊŘƴǳƴƎ ǸōŜǊ ŘƛŜ .ŜȊŜƛŎƘƴǳƴƎ 
von Verkehrsflächen und über die Nummerierung von Gebäuden (Ampferboden, Bichlach, 
Habersau, Lenzkaralm, OberbichlachύΦά 

 

¶ die Tagesordnungspunkte Nr. 9 und Nr. 14 werden unter Entfall von Tagesordnungspunkt  
Nr. 14 zum geänderten Tagesordnungspunkt Nr. 9 zusammengefasst mit folgender 
Bezeichnung:  
α.ŜǊŀǘǳƴƎ ǳƴŘ .ŜǎŎƘƭǳǎǎŦŀǎǎǳƴƎ ǸōŜǊ ŘƛŜ 9ǊƭŀǎǎǳƴƎ ŘŜǊ ±ŜǊƻǊŘƴǳƴƎ ǸōŜǊ ŘƛŜ .ŜȊŜƛŎƘƴǳƴƎ 
von Verkehrsflächen und über die Nummerierung von Gebäuden (Gundharting, Karalm, 
bŀǊƛƴƎΣ wƛŜŘΣ {ǘŀŦŦŜƴύΦά 

 

¶ die Tagesordnungspunkte Nr. 10 und Nr. 15 werden unter Entfall von Tagesordnungspunkt  
Nr. 15 zum geänderten Tagesordnungspunkt Nr. 10 zusammengefasst mit folgender 
Bezeichnung:  
α.ŜǊŀǘǳƴƎ ǳƴŘ .ŜǎŎƘƭǳǎǎŦŀǎǎǳƴƎ ǸōŜǊ ŘƛŜ 9ǊƭŀǎǎǳƴƎ ŘŜǊ ±ŜǊƻǊŘƴǳƴƎ ǸōŜǊ ŘƛŜ .ŜȊŜƛŎƘƴǳƴƎ 
von Verkehrsflächen und über die Nummerierung von Gebäuden (Hagerstraße, Kaltenbach, 
¦ƴǘŜǊōŜǊƎύΦά 

 

¶ die Tagesordnungspunkte Nr. 11 und Nr. 16 werden unter Entfall von Tagesordnungspunkt  
Nr. 16 zum geänderten Tagesordnungspunkt Nr. 11 zusammengefasst mit folgender 
Bezeichnung:  
α.ŜǊŀǘǳƴƎ ǳƴŘ .ŜǎŎƘƭǳǎǎŦŀǎǎǳƴƎ ǸōŜǊ ŘƛŜ 9ǊƭŀǎǎǳƴƎ ŘŜǊ ±ŜǊƻǊŘƴǳƴƎ ǸōŜǊ ŘƛŜ .ŜȊŜƛŎƘƴǳƴƎ 
von Verkehrsflächen und über die Nummerierung von Gebäuden (Eggenalm, Hasenaualm, 
YƭŀǳǎŜƴōŜǊƎŀƭƳΣ ²ŜƛǖŜƴǎǘŜƛƴŀƭƳύΦά 
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¶ die Tagesordnungspunkte Nr. 12 und Nr. 17 werden unter Entfall von Tagesordnungspunkt  
Nr. 17 zum geänderten Tagesordnungspunkt Nr. 12 zusammengefasst mit folgender 
Bezeichnung:  
α.ŜǊŀǘǳƴƎ ǳƴŘ .ŜǎŎƘƭǳǎǎŦŀǎǎǳƴƎ ǸōŜǊ ŘƛŜ 9ǊƭŀǎǎǳƴƎ ŘŜǊ ±ŜǊƻǊŘƴǳƴƎ ǸōŜǊ ŘƛŜ .ŜȊŜƛŎƘƴǳƴƎ 
von Verkehrsflächen und über die Nummerierung von Gebäuden (Klobensteiner Straße, 
¢ŀǳōŜƴǎŜŜύΦά 

 
Diese Änderungen und Zusammenführung von Tagesordnungspunkten werden vom Gemeinderat 
zustimmend zur Kenntnis genommen.  
 
Ersatz-Gemeinderätin Bettina Aufhammer-Straif nimmt ab 19:02 Uhr an der Sitzung teil. 
 
 
 
1. Genehmigung der Niederschrift der 35. Gemeinderatssitzung vom 19.11.2025. 

 
Die Niederschrift der 35. Gemeinderatssitzung vom 19.11.2025 wird mit 16:1 Stimmen (bei der 
Gegenstimme handelt es sich um eine Stimmenthaltung) genehmigt. 
 
 
 

2. Beratung und Beschlussfassung über die von der TINETZ-Tiroler Netze GmbH geplante 
Verlegung, Benützung und Erhaltung von Starkstromkabeln im Rahmen der Verlegung  
von 30 kV Kabel im Bereich BFST Kössen/Grünbach, Wegern und Peternhof (NM 00459702). 
 
Im Rahmen des im Gemeindegebiet Kössen großflächig laufenden Tausches von TINETZ-
Starkstromkabeln von bestehenden 6 kV-Leitungen durch 30 kV-Leitungen werden im Rahmen 
des gegenständlichen Bauloses Kabelverlegungsarbeiten im Bereich BFST Kössen/Grünbach, 
Wegern und Peternhof (NM 00459702) vorgenommen.  
Die geplante Leitungsführung wird anhand einer Beamer-Projektion im Gemeinderat erörtert.  
 
Der Gemeinderat erklärt sich einstimmig mit 17:0 Stimmen mit der Realisierung der Verlegung 
von 30 kV Kabeln im Bereich BFST Kössen/Grünbach, Wegern und Peternhof (NM 00459702) 
durch die TINETZ-Tiroler Netze GmbH grundsätzlich einverstanden. 
 
 
 

3. Beratung und Beschlussfassung über die Anpassung bzw. Neugestaltung der Verordnung über 
die Erhebung von Wasserbenützungsgebühren (Wasserbenützungsgebührenverordnung). 
 
Der Bürgermeister erläutert, dass im Zusammenhang mit der Umstellung der Kundmachungsform 
von Gemeinde-Verordnungen im Rechtsinformationssystem, die Verordnung über die Erhebung 
von Wasserbenützungsgebühren (Wasserbenützungsgebührenverordnung) zu aktualisieren ist. 
Die Wasserbenützungsgebührenverordnung wurde bereits in der 35. Gemeinderatssitzung vom 
19.11.2025 beschlossen und waren in der Folge weitere Änderungen erforderlich. 
 
Nach Beratungen beschließt der Gemeinderat mit 17:0 Stimmen nachfolgende Verordnung über 
die Erhebung von Wasserbenützungsgebühren (Wasserbenützungsgebührenverordnung). 
 
 
Aufgrund des § 17 Abs. 3 Z 4 des Finanzausgleichsgesetzes 2024 ς FAG 2024, BGBl. I Nr. 168/2023, 
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 128/2024, wird verordnet: 
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§ 1 

Wasserbenützungsgebühren 

(1) Die Gemeinde Kössen erhebt Wasserbenützungsgebühren als Anschlussgebühr, als laufende Gebühr 

und als Zählergebühr. 

(2) Im Fall der Errichtung von Anlageteilen, die zur Verbesserung der Wasserversorgungsanlage des 
gesamten Versorgungsgebietes dienen, wie z. B. die Errichtung von Hochbehältern, neuen Quellfassungen, 
Tiefbrunnen, Pumpanlagen, neuen Wasserleitungen, einer Enthärtungsanlage und dergleichen, kann die 
Gemeinde eine Erweiterungsgebühr vorschreiben. 

§ 2 

Anschlussgebühr 

(1) Die einmalige Anschlussgebühr bemisst sich nach der Summe der Quadratmeter der 
Geschossflächen (Grundrissfläche jeden Geschosses einschließlich der äußeren Begrenzung der 
Umfassungswände) von Keller, Erdgeschoss, sämtlichen Obergeschossen sowie angebauten und 
freistehenden Garagen.  

(2) Bei Wohnungen bzw. ständigen Aufenthaltsräumen im Dachgeschoß sind für die Bemessung der 
einmaligen Anschlussgebühr die Quadratmeter der Grundrissfläche der Wohnung bzw. der Aufenthaltsräume 
einschließlich der äußeren Umfassungswände heranzuziehen.  

(3) Von der Bemessungsgrundlage ausgenommen sind angebaute und freistehende Holzlegen, Remisen, 
Gartenhäuschen, Geräteschuppen, überdachte Autoabstellplätze etc. ohne Wasseranschluss sowie 
landwirtschaftliche Scheunen, Tennen und Heueinlagen. Verlieren jedoch derart genutzte Gebäude oder 
Gebäudeteile diesen Verwendungszweck durch bauliche Änderungen, so gilt dies als Vergrößerung der 
Bemessungsgrundlage im Ausmaß der tatsächlichen Summe der Geschossflächen. 

(4) Im Falle von Gebäuden oder Gebäudeteilen für Laufställe ist die Bemessungsgrundlage nur zu einem 
Drittel anzurechnen. Verlieren jedoch solche Gebäude oder Gebäudeteile diesen Verwendungszweck durch 
bauliche Änderungen, so gilt dies als Vergrößerung der Bemessungsgrundlage im Ausmaß von zwei Dritteln 
der tatsächlichen Summe der Geschossflächen.  

(5) Die Anschlussgebühr beträgt einmalig 5,10 Euro pro Quadratmeter der Geschossflächen.  

(6) Der Berechnung der einmaligen Anschlussgebühr für den Anschluss eines bebauten Grundstückes ist 
mindestens eine Bemessungsgrundlage von 200 m² zugrunde zu legen (Mindestanschlussgebühr). Wird zu 
einem späteren Zeitpunkt die Bemessungsgrundlage vergrößert, so wird die Differenz von tatsächlicher 
Bemessungsgrundlage auf die Mindestanschlussgebühr berücksichtigt.  

(7) Für Bauteile, in denen im Verhältnis zur Bemessungsgrundlage ein geringer Wasserverbrauch 
anfällt, gilt eine ermäßigte Bemessungsgrundlage von pauschal 120 m². Dies ist der Fall bei Lagerhallen, 
Werkstätten und Tiefgaragen, sofern die errechnete Bemessungsgrundlage den Wert von 120 m² übersteigt. 

(8) Für Schwimmbecken sowohl im Freien als auch in geschlossenen Räumen ist zusätzlich eine 
Anschlussgebühr von 10 Euro pro Kubikmeter Rauminhalt des Schwimmbeckens zu entrichten.  

(9) Der Gebührenanspruch entsteht mit dem tatsächlichen Anschluss des Grundstücks an die 
gemeindeeigene Wasserversorgungsanlage, im Fall von baulichen Erweiterungen auf einem bereits 
angeschlossenen Grundstück mit Baubeginn. Als tatsächlich angeschlossen gilt ein Grundstück ab 
erstmaliger Benützbarkeit der Wasserversorgungsanlage. 

§ 3 

Laufende Gebühr, Zählergebühr 

(1) Die laufende Gebühr bemisst sich nach dem mittels Wasserzähler gemessenen 
Wasserverbrauch und beträgt 1,38 Euro pro Kubikmeter.  

(2) Die Zählergebühr beträgt je nach Durchflussgröße bzw. Art: 

für einen 2,5 m³ Wasserzähler   19,80 Euro pro Jahr 

für einen 10 m³ Wasserzähler   33,10 Euro pro Jahr 

für einen 60 m³ Wasserzähler   66,30 Euro pro Jahr 

für einen 80 m³ Wasserzähler   79,50 Euro pro Jahr 

für einen Ultraschallzähler   92,80 Euro pro Jahr 

(3) Der Gebührenanspruch entsteht jeweils mit der Benützung der gemeindeeigenen 
Wasserversorgungsanlage. 

(4) Die Zählergebühr ist entsprechend der Größe des Wasserzählers als Jahresbetrag im 1. Quartal 
vorzuschreiben.  
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(5) Die laufende Gebühr ist quartalsweise vorzuschreiben. 

(6) Der mittels Wasserzähler festgestellte Wasserverbrauch stellt die Bemessungsgrundlage für die 
Endabrechnung der Wassergebühr dar. Wird laut Wasserzähler der Wasserverbrauch von 50 m³ nicht 
erreicht, kommt die Mindestabnahmemenge von 50 m³ pro Objekt und Jahr zur Anrechnung.  

(7) Störungen oder Beschädigungen von Wasserzähler sind der Gemeinde unverzüglich anzuzeigen. 
Ergibt eine Prüfung durch die Gemeinde, dass ein Wasserzähler außer Funktion ist und besteht der 
begründete Verdacht, dass dieser Umstand vom Eigentümer wissentlich der Gemeinde nicht angezeigt 
wurde, so ist die Gemeinde berechtigt, einen geschätzten Verbrauchswert des betreffenden Zeitabschnittes 
des Vorjahres zu Grunde zu legen, wobei ein Wechsel in der Anzahl der Personen zu berücksichtigen ist. Ist 
eine Schätzung nicht möglich wird ein Jahresverbrauch mit 50 m³ pro Person und Jahr festgesetzt. 

(8) Für Neubauten wird bis zur Bezugsfertigstellung bzw. Einbau des Wasserzählers Bauwasser 
berechnet. 

(9) Der Bauwasserbezug wird nach Fertigstellung des Bauvorhabens dem Gebührenschuldner 
vorgeschrieben. Pro zehn Kubikmeter der Baumasse nach § 2 Abs. 5 des Tiroler Verkehrsaufschließungs- 
und Ausgleichsabgabengesetz, LGBl. Nr. 58/2011, zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl. Nr. 3/2024, wird 
einmalig ein Kubikmeter Wasserverbrauch als Pauschale angerechnet. 

§ 4 

Erweiterungsgebühr 

(1) Als Bemessungsgrundlage für die Erweiterungsgebühr gilt § 2 Abs. 1 bis 4 sinngemäß. 

(2) Die Höhe der Erweiterungsgebühr wird vom Gemeinderat festgesetzt. 

(3) Der Gebührenanspruch entsteht mit dem tatsächlichen Anschluss der Erweiterungsanlage an die 
bestehende Wasserversorgungsanlage. 

§ 5 

Gebührenschuldner 

Schuldner der Wasserbenützungsgebühren ist der Eigentümer des an die gemeindeeigene 
Wasserversorgungsanlage angeschlossenen Grundstücks.  

§ 6 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten  

Diese Verordnung tritt mit 01. Jänner 2026 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Wasserbenützungsgebühren-
verordnung vom 19.11.2025, VBl. Nr. 12/2025 der Gemeinde Kössen außer Kraft. 

 
 
 

4. Beratung und Beschlussfassung über die Anpassung bzw. Neugestaltung der Verordnung über 
die Erhebung von Kanalbenützungsgebühren (Kanalbenützungsgebührenverordnung). 
 
Der Bürgermeister erläutert, dass im Zusammenhang mit der Umstellung der Kundmachungsform 
von Gemeinde-Verordnungen im Rechtsinformationssystem, die Verordnung über die Erhebung 
von Kanalbenützungsgebühren (Kanalbenützungsgebührenverordnung) zu aktualisieren ist. Die 
Kanalbenützungsgebührenverordnung wurde bereits in der 35. Gemeinderatssitzung vom 
19.11.2025 beschlossen und waren in der Folge weitere Änderungen erforderlich. 
 
 
Nach Beratungen beschließt der Gemeinderat mit 17:0 Stimmen nachfolgende Verordnung über 
die Erhebung von Kanalbenützungsgebühren (Kanalbenützungsgebührenverordnung). 
 
Aufgrund des § 17 Abs. 3 Z 4 des Finanzausgleichsgesetzes 2024 ς FAG 2024, BGBl. I Nr. 168/2023, 
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 128/2024, wird verordnet: 

§ 1 

Kanalbenützungsgebühren 

(1) Die Gemeinde Kössen erhebt Kanalbenützungsgebühren als Anschlussgebühr und als laufende 
Gebühr. 
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(2) Im Fall der Errichtung von Anlageteilen, die zur Verbesserung der Kanalisationsanlage des gesamten 
Versorgungsgebietes dienen, wie z. B. die Errichtung von neuen Sammelkanälen oder einer 
Abwasserreinigungsanlage, auch wenn solche Anlageteile regional gebaut werden, kann die Gemeinde eine 
Erweiterungsgebühr vorschreiben. 

§ 2 

Anschlussgebühr 

(1) Die einmalige Anschlussgebühr bemisst sich nach der Summe der Quadratmeter der 
Geschossflächen (Grundrissfläche jeden Geschosses einschließlich der äußeren Begrenzung der 
Umfassungswände) von Keller, Erdgeschoss, sämtlichen Obergeschossen sowie angebauten und 
freistehenden Garagen. Bei Wohnungen bzw. ständigen Aufenthaltsräumen im Dachgeschoß sind für die 
Bemessung der einmaligen Anschlussgebühr die Quadratmeter der Grundrissfläche der Wohnung bzw. der 
Aufenthaltsräume einschließlich der äußeren Umfassungswände heranzuziehen. 

(2) Für Campingplätze gilt als Bemessungsgrundlage pro Standplatz eine Fläche von 35 m² und pro 
Dauerstandplatz eine Fläche von 50 m², wobei die Anzahl der Dauerstandplätze mit 40 v.H. der Anzahl der 
gesamten Standplätze angenommen wird. Für sonstige bauliche Anlagen auf Campingplätzen wird als 
Bemessungsgrundlage die Summe der Geschossflächen gemäß § 2 Abs 1 herangezogen. 

(3) Von der Bemessungsgrundlage ausgenommen sind angebaute und freistehende Holzlegen, Remisen, 
Gartenhäuschen, Geräteschuppen, überdachte Autoabstellplätze etc. ohne Wasseranschluss sowie 
landwirtschaftliche Stallungen, Scheunen, Tennen und Heueinlagen. Verlieren jedoch derart genutzte 
Gebäude oder Gebäudeteile diesen Verwendungszweck durch bauliche Änderungen, so gilt dies als 
Vergrößerung der Bemessungsgrundlage im Ausmaß der tatsächlichen Summe der Geschossflächen. 

(4) Ist eine PKW-Garage in einem landwirtschaftlichen Anschlussobjekt im landwirtschaftlich genutzten 
Gebäudeteil untergebracht, so ist eine PKW-Garage gemäß § 2 Abs 1 in die Bemessungs-grundlage 
einzubeziehen. 

(5) Die Anschlussgebühr beträgt einmalig 23,80 Euro pro Quadratmeter der Geschossflächen. 

(6) Der Berechnung der einmaligen Anschlussgebühr für den Anschluss eines bebauten Grundstückes ist 
mindestens eine Bemessungsgrundlage von 200 m² zugrunde zu legen (Mindestanschlussgebühr). Wird zu 
einem späteren Zeitpunkt die Bemessungsgrundlage vergrößert, so wird die Differenz von tatsächlicher 
Bemessungsgrundlage auf die Mindestanschlussgebühr berücksichtigt. 

(7) Für Bauteile, in denen im Verhältnis zur Bemessungsgrundlage ein geringer Wasserverbrauch 
anfällt, gilt eine ermäßigte Bemessungsgrundlage von pauschal 120 m². Dies ist der Fall bei Lagerhallen, 
Werkstätten und Tiefgaragen, sofern die errechnete Bemessungsgrundlage den Wert von 120 m² übersteigt. 

(8) Der Gebührenanspruch entsteht mit dem tatsächlichen Anschluss des Grundstücks an die 
gemeindeeigene Kanalisationsanlage, im Fall von baulichen Erweiterungen auf einem bereits 
angeschlossenen Grundstück mit der Vollendung des entsprechenden Bauvorhabens. Als tatsächlich 
angeschlossen gilt ein Grundstück ab erstmaliger Benützbarkeit des Kanals. 

§ 3 

Erweiterungsgebühr 

(1) Als Bemessungsgrundlage für die Erweiterungsgebühr gilt § 2 Abs. 1 bis 4 sinngemäß. 

(2) Die Höhe der Erweiterungsgebühr wird vom Gemeinderat festgesetzt. 

(3) Der Gebührenanspruch entsteht mit dem tatsächlichen Anschluss der Erweiterungsanlage an die 
gemeindeeigene Kanalisationsanlage. 

§ 4 

Laufende Gebühr 

(1) Die laufende Gebühr bemisst sich nach dem mittels Wasserzähler gemessenen Wasserverbrauch und 
beträgt 3,13 Euro pro Kubikmeter. 

(2) Bei jenen Anlagen, die an das Kanalnetz angeschlossen sind, jedoch kein Wasser aus einer 
Gemeindewasserleitung beziehen, besteht die Verpflichtung, zur Berechnung der Benützungsgebühr einen 
Wasserzähler auf Kosten des Eigentümers einzubauen. Ist dieser Zählereinbau nicht möglich, so wird der 
Verbrauch des Wassers nach Vergleichswerten festgelegt. 

(3) Landwirtschaftliche Betriebe haben in die Wasserzuleitung zu den Stallungen auf eigene Kosten 
einen Subzähler einbauen zu lassen. Hierüber finden die Bestimmungen des § 8 Abs. 2 bis 6 der 
Wasserleitungsordnung (Verordnungsblatt Nr. 11/2025 der Gemeinde Kössen) Anwendung. Ist der Einbau 
eines Subzählers technisch nicht möglich, wird pro Großvieheinheit ein Wasserverbrauch von 15 m³ pro Jahr 
angerechnet. Der Gebührenschuldner hat selbst dafür Sorge zu tragen, dass die notwendigen Unterlagen zu 
dieser Berechnung über den Stand der Großvieheinheiten bzw. des Subzählerstandes bekanntgegeben 
werden. 
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(4) Wird laut Wasserzähler der Verbrauch von 50 m³ nicht erreicht, kommt die Gebühr für die 
Mindestabnahmemenge von 50 m³ pro angeschlossene Anlage und Jahr zur Bemessung. 

(5) Der Gebührenanspruch entsteht mit der Benützung der gemeindeeigenen Kanalisationsanlage. 

(6) Die laufende Gebühr ist quartalsmäßig vorzuschreiben. 

§ 5 

Gebührenschuldner 

Schuldner der Kanalbenützungsgebühren ist der Eigentümer des an die gemeindeeigene 
Kanalisationsanlage angeschlossenen Grundstücks. 

§ 6 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten  

Diese Verordnung tritt mit 01. Jänner 2026 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Kanalbenützungsgebühren-
verordnung vom 19.11.2025, VBl. Nr. 13/2025 der Gemeinde Kössen außer Kraft. 

 
 
 

5. Beratung und Beschlussfassung über die Anpassung bzw. Neugestaltung der Verordnung über 
die Erhebung einer Vergnügungssteuer. 
 
Der Bürgermeister erläutert, dass im Zusammenhang mit der Umstellung der Kundmachungsform 
von Gemeinde-Verordnungen im Rechtsinformationssystem, die Verordnung über die Erhebung 
einer Vergnügungssteuer zu aktualisieren ist.   
 
Nach Beratungen beschließt der Gemeinderat mit 17:0 Stimmen nachfolgende Verordnung über 
die Erhebung einer Vergnügungssteuer. 
 
Aufgrund des § 1 des Tiroler Vergnügungssteuergesetzes 2017, LGBl. Nr. 87/2017, zuletzt 
geändert durch das Gesetz LGBl. Nr. 76/2020, wird verordnet: 

§ 1 

Vergnügungssteuer für Spiel- und Glücksspielautomaten sowie Wettterminals 

(1) Für das Aufstellen von Spielautomaten, Glücksspielautomaten und Wettterminals wird eine 
Vergnügungssteuer erhoben. 

(2) Die Vergnügungssteuer beträgt für das Aufstellen von   

 a) Spielautomaten nach § 2 Abs. 2 lit. a Tiroler Vergnügungssteuergesetz 2017: 50,- 
Euro pro Automat; 

 b) Spielautomaten nach § 2 Abs. 2 lit. b Tiroler Vergnügungssteuergesetz 2017: 700,- 
Euro pro Automat; 

 c) Glücksspielautomaten nach § 2 Abs. 3 Tiroler Vergnügungssteuergesetz 2017: 700,- 
Euro pro Automat; 

 d) mindestens drei Wettterminals und Eingabegeräten nach § 2 Abs. 8 und 9 Tiroler 
Wettunternehmergesetz, LGBl. Nr. 98/2019, zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl. Nr. 
27/2025, innerhalb einer Betriebsstätte: 300,- Euro pro Gerät.  

(3) Die Vergnügungssteuer nach Abs. 2 lit. a bis c erhöht sich um 100 v.H., wenn mehr als drei 
Automaten in einer Betriebsstätte in einer organisatorischen Einheit zusammengefasst sind.  

(4) Die Vergnügungssteuer nach Abs. 2 und 3 ist für jeden angefangenen Kalendermonat zu entrichten. 

(5) Die Steuerschuld entsteht mit Ablauf des Kalendermonats, für das eine Abgabe nach Abs. 2 und 3 zu 
entrichten ist. 

§ 2 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten  

Diese Verordnung tritt mit 01. Jänner 2026 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung über die Erhebung 
einer Vergnügungssteuer vom 28. August 2020, kundgemacht vom 31.08.2020 bis 16.09.2020 außer Kraft. 
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6. Beratung und Beschlussfassung über die Anpassung bzw. Neugestaltung der Verordnung über 

die Erhebung eines vorgezogenen Erschließungsbeitrages. 
 
Der Bürgermeister erläutert, dass im Zusammenhang mit der Umstellung der Kundmachungsform 
von Gemeinde-Verordnungen im Rechtsinformationssystem, die Verordnung über die Erhebung 
eines vorgezogenen Erschließungsbeitrages zu aktualisieren ist.   
 
Nach Beratungen beschließt der Gemeinderat mit 17:0 Stimmen nachfolgende Verordnung über 
die Erhebung eines vorgezogenen Erschließungsbeitrages. 
 
Aufgrund des § 13 des Tiroler Verkehrsaufschließungs- und Ausgleichsabgabengesetzes,  
LGBl. Nr. 58/2011, zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl. Nr. 3/2024, wird verordnet: 

§ 1 

Vorgezogener Erschließungsbeitrag 

Die Gemeinde Kössen erhebt auf Grundlage des durch Verordnung des Gemeinderates über die 
Erhebung eines Erschließungsbeitrages vom 17. September 2025 (VBl. Nr.: 3/2025) festgelegten 
Erschließungsbeitragssatzes einen vorgezogenen Erschließungsbeitrag. 

§ 2 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten  

Diese Verordnung tritt mit 01. Jänner 2026 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung über die Erhebung 
eines vorgezogenen Erschließungsbeitrages vom 10. Mai 2012, kundgemacht vom 14.05.2012 bis 30.05.2012 
außer Kraft. 

 
 
 

7. Beratung und Beschlussfassung über die Anpassung bzw. Neugestaltung der Verordnung über 
die Festlegung der Höhe der Freizeitwohnsitzabgabe. 
 
Der Bürgermeister führt aus, dass das Gesetz über die Erhebung einer Freizeitwohnsitzabgabe 
ǳƴŘ ŜƛƴŜǊ [ŜŜǊǎǘŀƴŘǎŀōƎŀōŜ ό¢ƛǊƻƭŜǊ CǊŜƛȊŜƛǘǿƻƘƴǎƛǘȊπ ǳƴŘ [ŜŜǊǎǘŀƴŘǎŀōƎŀōŜƎŜǎŜǘȊ π ¢C[!Dύ in 
der Landtagssitzung vom 19.03.2025 geändert worden ist. Die Änderung des Gesetzes wurde mit 
LGBl. Nr. 38/2025 am 23. Mai 2025 kundgemacht und tritt  der Großteil der Änderungen erst mit 
01. Jänner 2026 in Kraft. 
In Umsetzung dieser gesetzlichen Änderung wurde in der 34. GR-Sitzung vom 15.10.2025 (i) die 
Erlassung der Verordnung über die Erhebung einer Leerstandsabgabe aufgrund des § 9 Abs 4 des 
Tiroler Freizeitwohnsitz- und Leerstandsabgabegesetzes, LGBl.Nr. 86/2022 sowie (ii) die Erlassung 
der Verordnung über die Festlegung der Höhe der Freizeitwohnsitzabgabe aufgrund des § 4 Abs 3 
des Tiroler Freizeitwohnsitz- und Leerstandsabgabegesetzes, LGBl.Nr. 86/2022 beschlossen.  
 
Weiters führt der Bürgermeister aus, dass die Tiroler Landesregierung nunmehr mit Verordnung 
vom 02. Dezember 2025 (kundgemacht am 10.12.2025) die Höchstbeträge für die Festlegung der 
Freizeitwohnsitzabgabe angepasst hat, da sich der zugrundeliegende VPI 2020, von Jänner 2023 
bis Oktober 2025 um 10,2 % - somit um mehr als 10 % - erhöht hat.  
Es gilt nunmehr zu beraten und zu beschließen, inwieweit die vom Gemeinderat der Gemeinde 
Kössen vom 15. Oktober 2025 beschlossene Verordnung über die Festlegung der Höhe der 
Freizeitwohnsitzabgabe geändert oder unverändert bestehen bleiben soll.  
Der Bürgermeister erinnert daran, dass die Freizeitwohnsitzabgabe als Selbstbemessungsabgabe 
konzipiert (mit Meldung und Abgabenzahlung bis 30.04. des laufenden Kalenderjahres) ist, d.h. 
dass der Abgabenschuldner seine Abgabe selbst zu bemessen und an die Gemeinde zu entrichten 
hat. 
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I. Freizeitwohnsitzabgabe: 
Zur Freizeitwohnsitzabgabe weist der Bürgermeister darauf hin, dass in der Gemeinde Kössen 
rund 310 genehmigte Freizeitwohnsitze dokumentiert sind ς dies entspricht einem Anteil von 
rund 15% an Wohnsitzen im Gemeindegebiet. Diese Freizeitwohnsitze weisen im Bereich der 
Nutzfläche eine Bandbreite von weniger als 30m² bis mehr als 250m² auf, wobei im Durchschnitt 
die Nutzfläche pro Freizeitwohnsitzobjekt bei rund 80m² liegt.  
 
Gemäß § 4 Abs. 3 des Tiroler Freizeitwohnsitz- und Leerstandsabgabegesetzes, LGBl. Nr. 86/2022, 
ist für die Festlegung der Höhe der Freizeitwohnsitzabgabe primär a) auf den Verkehrswert der 
Liegenschaften in der Gemeinde Kössen Bedacht zu nehmen und werden nur in einem sehr 
eingeschränkten Ausmaß b) die finanziellen Belastungen der Gemeinde Kössen durch 
Freizeitwohnsitze berücksichtigt.  
 
I.a) Verkehrswert von Liegenschaften in der Gemeinde Kössen: 
Bei der Festlegung der Höhe der Freizeitwohnsitzabgabe ist vor allem auf den Verkehrswert der 
Liegenschaften in der Gemeinde Kössen Bedacht zu nehmen. Unter Heranziehung des 
Immobilienpreisspiegels der Wirtschaftskammer Österreich in der Ausgabe 2022 in Verbindung 
mit den von der STATISTIK AUSTRIA, Bundesanstalt Statistik Österreich, Guglgasse 13, 1110 Wien, 
auf der Homepage publizierten Immobilien-Durchschnittpreise 
(https://www.statistik.at/statistiken/volkswirtschaft-und-oeffentliche-finanzen/preise-und-
preisindizes/immobilien-durchschnittspreise) lässt sich für den Bezirk Kitzbühel und bezogen auf 
die Gemeinde Kössen zum Verkehrswert von Liegenschaften wie folgt festhalten: 
 
Aus dem zugrundeliegenden Datenmaterial zu den ausgewiesenen Durchschnittspreisen für 
Eigentumswohnungen, Reihenhäuser und Einfamilienhäuser lässt sich entnehmen, dass der Bezirk 
Kitzbühel gemeinsam mit dem Bezirk Innsbruck Stadt die höchsten durchschnittlichen 
Immobilienpreise in Tirol aufweisen. Je nach Datenquelle und Wohnobjekt-Kategorie sind die 
durchschnittlichen Immobilienpreise im Bezirk Kitzbühel geringfügig höher oder auch geringfügig 
niedriger als jene im Bezirk Innsbruck Stadt. Diese beiden Bezirke liefern sich in Bezug auf die 
durchschnittlichen Immobilienpreise gewissermaßen ein Kopf- an Kopf-Rennen in Tirol. 
Zusammenfassend führt der Bürgermeister aus, dass die durchschnittlichen Immobilienpreise in 
Kössen im Tirol-Vergleich sehr hoch angesiedelt sind, jedoch unterhalb der durchschnittlichen 
Immobilienpreise der Stadtgemeinde Kitzbühel und der Stadt Innsbruck liegen. Es ist daher 
sachlich gerechtfertigt und nachvollziehbar, bei der Freizeitwohnsitzabgabe in Bezug auf den 
Verkehrswert der Liegenschaft im Gemeindegebiet Kössen jedenfalls einen Wert im Bereich von 
85% des Höchstbetrages anzusetzen.  
 
I.b) finanzielle Belastungen der Gemeinde Kössen durch Freizeitwohnsitze: 
Zusätzlich werden bei der Festlegung der Abgabenhöhe die finanziellen Belastungen der 
Gemeinde Kössen durch Freizeitwohnsitze berücksichtigt. Freizeitwohnsitze stellen für die 
Gemeinde Kössen eine doppelte finanzielle Herausforderung dar. Einerseits werden 
einnahmenseitig bei der Ermittlung der Abgabenertragsanteile die Nutzer von Freizeitwohnsitzen 
mangels einer Hauptwohnsitzmeldung nicht berücksichtigt. Andererseits stellen Freizeitwohnsitze 
eine höhere finanzielle Belastung für die Gemeinde Kössen dar, da bei der Gestaltung und 
Instandhaltung von Infrastruktur und Verwaltungseinrichtungen auch die Freizeitwohnsitze 
ständig miteinzubeziehen sind.  
Demgemäß ist auch die Zielsetzung des Gesetzes über die Erhebung einer Freizeitwohnsitzabgabe 
darauf gerichtet, den Gemeinden, die durch Freizeitwohnsitze mangels einer Berücksichtigung bei 
den Abgabenertragsanteilen finanziell belastet sind, zusätzliche Einnahmemöglichkeiten zur 
Abdeckung der Kosten für Infrastruktur und Verwaltungseinrichtungen zu bieten. An 
Abgabenertragsanteilen hat die Gemeinde Kössen im Kalenderjahr 2018 für jeden Hauptwohnsitz 
ŜƛƴŜƴ .ŜǘǊŀƎ Ǿƻƴ ǊǳƴŘ ϵ уллΣ-- erhalten. Unter einer vorsichtigen und realitätsnahen Annahme, 
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dass im Durchschnitt eine Hauptwohnsitz-Meldung der Gemeinde Kössen für jeden zweiten 
Freizeitwohnsitz an Abgabenertragsanteilen entgeht, ist von einem jährlichen Fehlbetrag von  
ϵ 800,-- an Abgabenertragsanteilen pro zweiten Freizeitwohnsitz auszugehen. Einnahmenseitig 
bedeutet dies bei rund 300 genehmigten Freizeitwohnsitzen einen jährlichen Fehlbetrag von 
ƎŜǎŀƳǘ ǊǳƴŘ ϵ 120.000,--.  
 
Die zusätzliche finanzielle Belastung der Gemeinde Kössen bedingt durch Freizeitwohnsitze im 
Bereich Gestaltung und Instandhaltung von Infrastruktur und Verwaltungseinrichtungen weist 
vielfache Ausgestaltungen auf. So ergeben sich zusätzliche finanzielle Belastungen und erhebliche 
Vorhaltekosten durch entsprechend größerer Dimensionierung von Ver- und 
Entsorgungseinrichtungen ς wie beispielsweise Wasserversorgung, Oberflächenentwässerung, 
Abwasserbeseitigung, Abwasserreinigungsanlage, Straßennetz (rund 80 Kilometer) der Gemeinde 
Kössen, etc., welche auf die volle Benützung bzw. Belegung der Hauptwohnsitze samt 
Berücksichtigung aller Freizeitwohnsitze ausgelegt sein müssen. Herausfordernd ist dabei, dass 
Freizeitwohnsitze hauptsächlich in der Ferienzeit, an Feiertagen und an Wochenenden benützt 
werden. In dieser Zeit ist die Infrastruktur der Gemeinde aber ohnehin bereits durch die starke 
Inanspruchnahme des touristischen Angebotes der Gemeinde Kössen erheblich ausgelastet. Um 
eine Vorstellung über das durch Freizeitwohnsitze bedingte Ausmaß der zusätzlichen Maßnahmen 
im Bereich Infrastruktur und Verwaltungseinrichtungen zu bekommen, genügt der Vergleich, dass 
die in der Gemeinde Kössen bestehenden rund 300 genehmigten Freizeitwohnsitze, der 
Gesamtanzahl an Wohnsitzen von kleineren Tiroler Gemeinden entsprechen.  
Der Vollständigkeit halber ist in diesem Zusammenhang anzuführen, dass die Gemeinde Kössen 
im Jahre 2018 (wie auch in den Vorjahren) einen siebenstelligen Euro-Betrag für Infrastruktur und 
Verwaltungseinrichtungen investierte. Dazu zählen beispielsweise Aufwendungen für öffentliche 
Ordnung und Sicherheit mit Präventionsmaßnahmen im Bereich Naturgefahren sowie 
Feuerwehren, Sport- und Freizeitanlagen, Kunst, Kultur, Gesundheit, ärztliche Versorgung, 
Sozialsprengel, Straßeninfrastruktur/Straßenbau, Straßenreinigung (inkl. Winterdienst), 
Telekommunikation mit Breitband, ÖPNV, Förderung der Tourismuswirtschaft 
(Loipenbewirtschaftung., Wanderwege,...), Park- und Gartenanlagen, Spielplätze, öffentliche 
Beleuchtung, Bauhof, etc.. Diese laufenden und künftigen Maßnahmen stellen für die Gemeinde 
Kössen eine herausfordernde finanzielle und organisatorische Belastung dar.  
Wie allgemein bekannt ist, stehen diese Infrastruktur- und Verwaltungseinrichtungen 
selbstverständlich auch jenen Personen gleichermaßen zur Verfügung, in deren Eigentum/Besitz 
sich ein Freizeitwohnsitzobjekt befindet.  
Zusammenfassend ist daher bei Bedachtnahme auf den a) Verkehrswert von Liegenschaften in 
der Gemeinde Kössen sowie bei sehr eingeschränkter Berücksichtigung der b) finanziellen 
Belastungen der Gemeinde Kössen durch Freizeitwohnsitze, es sachlich gerechtfertigt ist, dass mit 
Gültigkeit für das gesamte Gemeindegebiet Kössen die jährliche Höhe der 
Freizeitwohnsitzabgabe, gemäß § 4 Abs 3 des Tiroler Freizeitwohnsitz- und 
Leerstandsabgabegesetztes (TFLAG), LGBl.Nr. 38/2025, wie folgt festzusetzen ist:  
 

ŀύ ōƛǎ ол Ƴч bǳǘȊŦƭŅŎƘŜ Ƴƛǘ ϵ н60,--, 
ōύ Ǿƻƴ ƳŜƘǊ ŀƭǎ ол Ƴч ōƛǎ сл Ƴч bǳǘȊŦƭŅŎƘŜ Ƴƛǘ ϵ 530,--, 
Ŏύ Ǿƻƴ ƳŜƘǊ ŀƭǎ сл Ƴч ōƛǎ фл Ƴч bǳǘȊŦƭŅŎƘŜ Ƴƛǘ ϵ т60,--, 
Řύ Ǿƻƴ ƳŜƘǊ ŀƭǎ фл Ƴч ōƛǎ мрл Ƴч bǳǘȊŦƭŅŎƘŜ Ƴƛǘ ϵ мΦл80,--, 
Ŝύ Ǿƻƴ ƳŜƘǊ ŀƭǎ мрл Ƴч ōƛǎ нлл Ƴч bǳǘȊŦƭŅŎƘŜ Ƴƛǘ ϵ мΦ520,--, 
Ŧύ Ǿƻƴ ƳŜƘǊ ŀƭǎ нлл Ƴч ōƛǎ нрл Ƴч bǳǘȊŦƭŅŎƘŜ Ƴƛǘ ϵ мΦ950,--, 
Ǝύ Ǿƻƴ ƳŜƘǊ ŀƭǎ нрл Ƴч bǳǘȊŦƭŅŎƘŜ Ƴƛǘ ϵ нΦ380,--, 

 
Nach Beratungen beschließt der Gemeinderat mit 17:0 Stimmen, dass aufgrund des  
§ 4 Abs. 3 des Tiroler Freizeitwohnsitz- und Leerstandsabgabegesetzes, LGBl. Nr. 86/2022, zuletzt 
geändert durch das Gesetz LGBl. Nr. 38/2025, wie folgt verordnet wird:  
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§ 1 

Festlegung der Abgabenhöhe der Freizeitwohnsitzabgabe 

Die Gemeinde Kössen legt die Höhe der jährlichen Freizeitwohnsitzabgabe einheitlich für das 
gesamte Gemeindegebiet 

a) bis 30 m2 Nutzfläche mit 260,- Euro, 

b) von mehr als 30 m2 bis 60 m2 Nutzfläche mit 530,- Euro, 

c) von mehr als 60 m2 bis 90 m2 Nutzfläche mit 760,- Euro, 

d) von mehr als 90 m2 bis 150 m2 Nutzfläche mit 1.080,- Euro, 

e) von mehr als 150 m2 bis 200 m2 Nutzfläche mit 1.520,- Euro, 

f) von mehr als 200 m2 bis 250 m2 Nutzfläche mit 1.950,- Euro, 

g) von mehr als 250 m2 Nutzfläche mit 2.380,- Euro 

fest. 

§ 2 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten  

Diese Verordnung tritt mit 01. Jänner 2026 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung des 
Gemeinderates der Gemeinde Kössen vom 15. Oktober 2025 über die Festlegung der Höhe der 
Freizeitwohnsitzabgabe, VBl. Nr. 4/2025 außer Kraft. 

 
 
 

8. Beratung und Beschlussfassung über die Erlassung der Verordnung über die Bezeichnung von 
Verkehrsflächen und über die Nummerierung von Gebäuden (Ampferboden, Bichlach, 
Habersau, Lenzkaralm, Oberbichlach). 
 
Der Bürgermeister verweist einleitend auf die Zusammenführung der beiden diesbezüglichen 
Verhandlungsgegenstände, die in einem inhaltlichen Zusammenhang stehen, jeweils zu einem 
einzigen Verhandlungsgegenstand.  
 
Demgemäß wurden die Tagesordnungspunkte Nr. 8 und Nr. 13 unter Entfall von 
Tagesordnungspunkt Nr. 13 zum geänderten Tagesordnungspunkt Nr. 8 zusammengefasst mit 
folgender Bezeichnung:  
αBeratung und Beschlussfassung über die Erlassung der Verordnung über die Bezeichnung von 
Verkehrsflächen und über die Nummerierung von Gebäuden (Ampferboden, Bichlach, 
IŀōŜǊǎŀǳΣ [ŜƴȊƪŀǊŀƭƳΣ hōŜǊōƛŎƘƭŀŎƘύΦά 

 
Nach Beratungen beschließt der Gemeinderat mit 17:0 Stimmen nachfolgende Verordnung über 
die Bezeichnung von Verkehrsflächen und über die Nummerierung von Gebäuden. 
 
Aufgrund des § 1 Abs. 1 des Gesetzes über die Bezeichnung von Verkehrsflächen und die 
Nummerierung von Gebäuden, LGBl. Nr. 4/1992, zuletzt geändert durch das Gesetz  
LGBl. Nr. 75/2023, wird verordnet: 

§ 1 

Bezeichnung von Verkehrsflächen 

Die in der Anlage A, B und C in Rot dargestellten Verkehrsflächen auf den Gst. Nr. 1063, 1075, 1071, 1072, 
1074, 1064/2, 1032, 1064/1, und 1027/1, KG Kössen, erhalten die dort angef¿hrte Bezeichnung ĂBichlachñ.  

§ 2 

Bezeichnung von Verkehrsflächen 

Die in der Anlage A, B und D in Gelb dargestellten Verkehrsflächen auf den Gst. Nr. 1067, .635, 1065, 
1070/2, 1070/3, 1070/4, 1070/1, 1667, 1663, 1673 und 1669, KG Kössen, erhalten die dort angeführte 
Bezeichnung ĂAmpferbodenñ.  
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§ 3 

Bezeichnung von Verkehrsflächen 

Die in der Anlage A, B und E in Violett dargestellten Verkehrsflächen auf den Gst. Nr. 1659/1, 1660/6, 
1660/2 und 1673, KG Kössen, erhalten die dort angef¿hrte Bezeichnung ĂOberbichlachñ.  

§ 4 

Bezeichnung von Verkehrsflächen 

Die in der Anlage A, B und F in Grau dargestellten Verkehrsflächen auf den Gst. Nr. 1673, 1671/1, 4537, 
1686, 1685, 1684, 1683, 1694, 1695, 1696, 1697, 1698, 1699, 1700, 1712/3, 1710/1, 1715/2, 1715/3, 1715/5, 
1715/1 und 1715/6, KG Kössen, erhalten die dort angef¿hrte Bezeichnung ĂLenzkaralmñ.  

§ 5 

Bezeichnung von Verkehrsflächen 

Die in der Anlage A und G in Orange dargestellten Verkehrsflächen auf den Gst. Nr. 1800/1, 1780, 1779, 
4527/1, 1592, 1774, 1771, 1770, 1767/2, 1767/1, 1764, 1762, 1759, 1756, 1736, 1737, 1740, 1741, 1750, 
1744, 1745/1, 1782/2, 1782/3, 1746, 1822, 1823/1, 1732, 1729, 1727, 1722, 4526, 1713/1 und 1713/3,  
KG Kössen, erhalten die dort angef¿hrte Bezeichnung ĂHabersauñ.  

§ 6 

Nummerierung der Gebäude 

Die Nummerierung der von dieser Verordnung betroffenen Gebäude erfolgt gemäß den Anlagen C, D, E, F 
und G. 

§ 7 

Inkrafttreten  

Diese Verordnung tritt mit dem Ablauf des Tages der Kundmachung in Kraft.  
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9. Beratung und Beschlussfassung über die Erlassung der Verordnung über die Bezeichnung von 
Verkehrsflächen und über die Nummerierung von Gebäuden (Gundharting, Karalm, Naring, 
Ried, Staffen). 
 
Der Bürgermeister verweist einleitend auf die Zusammenführung der beiden diesbezüglichen 
Verhandlungsgegenstände, die in einem inhaltlichen Zusammenhang stehen, jeweils zu einem 
einzigen Verhandlungsgegenstand.  
Demgemäß wurden die Tagesordnungspunkte Nr. 9 und Nr. 14 unter Entfall von 
Tagesordnungspunkt Nr. 14 zum geänderten Tagesordnungspunkt Nr. 9 zusammengefasst mit 
folgender Bezeichnung:  
αBeratung und Beschlussfassung über die Erlassung der Verordnung über die Bezeichnung von 
Verkehrsflächen und über die Nummerierung von Gebäuden (Gundharting, Karalm, Naring, 
Ried, StaffenύΦά 

Nach Beratungen beschließt der Gemeinderat mit 17:0 Stimmen nachfolgende Verordnung über 
die Bezeichnung von Verkehrsflächen und über die Nummerierung von Gebäuden. 
 
Aufgrund des § 1 Abs. 1 des Gesetzes über die Bezeichnung von Verkehrsflächen und die 
Nummerierung von Gebäuden, LGBl. Nr. 4/1992, zuletzt geändert durch das Gesetz  
LGBl. Nr. 75/2023, wird verordnet: 

§ 1 

Bezeichnung von Verkehrsflächen 

Die in der Anlage A und B in Rot dargestellten Verkehrsflächen auf den Gst. Nr. 2315/6, 2315/2, 2316, 
2321, 2307, 2322, 2325, 2388/1, 2393, 2399/1, 2400, 2394/3, 2394/1, 2401, 2404, 2405 und 4512/2,  
KG Kössen, erhalten die dort angef¿hrte Bezeichnung ĂStaffenñ.  

§ 2 

Bezeichnung von Verkehrsflächen 

Die in der Anlage A und C in Violett dargestellten Verkehrsflächen auf den Gst. Nr. 2410/2, 2410/1, 2415/1, 
2406/1, 2413/1, 2413/2 und 2409, KG Kössen, erhalten die dort angef¿hrte Bezeichnung ĂKaralmñ.  

§ 3 

Bezeichnung von Verkehrsflächen 

Die in der Anlage A und D in Grau dargestellten Verkehrsflächen auf den Gst. Nr. 2415/1, 2413/2, 2413/1, 
2415/1, 2384, 2383, 2382/3, 2382/2, 2382/1, 2381, 2380/1, 2379, 2378, 2377, 2376 und 2374, KG Kössen, 
erhalten die dort angef¿hrte Bezeichnung ĂNaringñ.  

§ 4 

Bezeichnung von Verkehrsflächen 

Die in der Anlage A und E in Orange dargestellten Verkehrsflächen auf den Gst. Nr. 2050/1, 2052/1, 2052/2, 
2091/1, 2082/1, 2064, 2063, 2062, 2061/1, 1989/1, 1992, 1990/2, 1994, 1995, 1996, 1997, 1998, 1999, 2000, 
2001/1, 2002/1, 2002/2, 2003/1, 2003/2, 2004, 2005/1, 2006, 2007, 2008, 2009/1, 2056, 2017/1, 2005/2, 
2010/1, 2011/1, 2012/1 und 2001/4, KG Kössen, erhalten die dort angef¿hrte Bezeichnung ĂRiedñ.  

§ 5 

Bezeichnung von Verkehrsflächen 

Die in der Anlage A und F in Gelb dargestellten Verkehrsflächen auf den Gst. Nr. 2027/1, 2017/6, 4553, 
2017/5, 4541, 2017/4, 2017/1, 2009/3, 2010/3, 2011/3, 2012/3, 2013/3, 2169/2, 2170/1, 2221/1, 2221/4, 
2225/1 und 2223, KG Kössen, erhalten die dort angef¿hrte Bezeichnung ĂGundhartingñ.  

§ 6 

Nummerierung der Gebäude 

Die Nummerierung der von dieser Verordnung betroffenen Gebäude erfolgt gemäß den Anlagen B, C, D, E 
und F. 

§ 7 

Inkrafttreten  

Diese Verordnung tritt mit dem Ablauf des Tages der Kundmachung in Kraft.  
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10. Beratung und Beschlussfassung über die Erlassung der Verordnung über die Bezeichnung von 
Verkehrsflächen und über die Nummerierung von Gebäuden (Hagerstraße, Kaltenbach, 
Unterberg). 
 
Der Bürgermeister verweist einleitend auf die Zusammenführung der beiden diesbezüglichen 
Verhandlungsgegenstände, die in einem inhaltlichen Zusammenhang stehen, jeweils zu einem 
einzigen Verhandlungsgegenstand.  
 
Demgemäß wurden die Tagesordnungspunkte Nr. 10 und Nr. 15 unter Entfall von 
Tagesordnungspunkt Nr. 15 zum geänderten Tagesordnungspunkt Nr. 10 zusammengefasst mit 
folgender Bezeichnung:  
αBeratung und Beschlussfassung über die Erlassung der Verordnung über die Bezeichnung von 
Verkehrsflächen und über die Nummerierung von Gebäuden (Hagerstraße, Kaltenbach, 
UnterbergύΦά 

 
Nach Beratungen beschließt der Gemeinderat mit 17:0 Stimmen nachfolgende Verordnung über 
die Bezeichnung von Verkehrsflächen und über die Nummerierung von Gebäuden. 
 
Aufgrund des § 1 Abs. 1 des Gesetzes über die Bezeichnung von Verkehrsflächen und die 
Nummerierung von Gebäuden, LGBl. Nr. 4/1992, zuletzt geändert durch das Gesetz  
LGBl. Nr. 75/2023, wird verordnet: 

§ 1 

Bezeichnung von Verkehrsflächen 

Die in der Anlage B und C in Gelb dargestellten Verkehrsflächen auf den Gst. Nr. 4831, 4154/2, 4496, 
4155/1, .249, 4154/3, 4825, .248/1, 4832, 4823, 4821, 4822, 4820, 4819, 4818, 4135, 4816, 4815, 4197/1, 
4209, 4230/1, 4499/2, 4229/2, 4226/1, 4226/3, 4233, 4229/1, 4226/2, 4227/1, 4497, 4238, .806, 4692, 4697, 
4687, 4695, 4814, 4250/1, .645, 4689 und 4690, KG Kössen, erhalten die dort angeführte Bezeichnung 
ĂHagerstraÇeñ.  

§ 2 

Bezeichnung von Verkehrsflächen 

Die in der Anlage A und D in Violett dargestellten Verkehrsflächen auf den Gst. Nr. 4463, 3415, 3414, 3412, 
3634, 4461, 4534/1, 4460/1, 4451/1, 3481, 3486, 3546/2, 3545, 3544, 3560/2, 3560/1, 3558/3, 3558/1, 
3558/5, 3559/1, 3571, 3567, 3569, 3570/2 und 3574/2, KG Kössen, erhalten die dort angeführte Bezeichnung 
ĂKaltenbachñ.  

§ 3 

Bezeichnung von Verkehrsflächen 

Die in der Anlage B und E in Orange dargestellten Verkehrsflächen auf den Gst. Nr. 4486, 4062, 4060, 
4061/1, 4059, 4058, 4057, 4056, 4055, 4054, 4053, 4052, 4072/2, 4048, 4047, 4049, 4050, 4132/1, 4044/1, 
4041/1, 4039, 4038, 4037/1, 4044/2, 4044/1, 4132/2, 4045/2, 4045/6, 4045/8, 4045/9, 4045/1, 4045/13, 
4045/12, 4046/1, 4100, 4129, 4128, 4127, 4126, 4125, 4124, 4123, 4122, 4121 und 4147, KG Kössen, 
erhalten die dort angef¿hrte Bezeichnung ĂUnterbergñ.  

§ 4 

Nummerierung der Gebäude 

Die Nummerierung der von dieser Verordnung betroffenen Gebäude erfolgt gemäß den Anlagen C, D und E. 

§ 5 

Inkrafttreten  

Diese Verordnung tritt mit dem Ablauf des Tages der Kundmachung in Kraft.  
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11. Beratung und Beschlussfassung über die Erlassung der Verordnung über die Bezeichnung von 
Verkehrsflächen und über die Nummerierung von Gebäuden (Eggenalm, Hasenaualm, 
Klausenbergalm, Weißensteinalm). 
 
Der Bürgermeister verweist einleitend auf die Zusammenführung der beiden diesbezüglichen 
Verhandlungsgegenstände, die in einem inhaltlichen Zusammenhang stehen, jeweils zu einem 
einzigen Verhandlungsgegenstand.  
 
Demgemäß wurden die Tagesordnungspunkte Nr. 11 und Nr. 16 unter Entfall von 
Tagesordnungspunkt Nr. 16 zum geänderten Tagesordnungspunkt Nr. 11 zusammengefasst mit 
folgender Bezeichnung:  
αBeratung und Beschlussfassung über die Erlassung der Verordnung über die Bezeichnung von 
Verkehrsflächen und über die Nummerierung von Gebäuden (Eggenalm, Hasenaualm, 
Klausenbergalm, WeißensteinalmύΦά 

 
Nach Beratungen beschließt der Gemeinderat mit 17:0 Stimmen nachfolgende Verordnung über 
die Bezeichnung von Verkehrsflächen und über die Nummerierung von Gebäuden. 
 
Aufgrund des § 1 Abs. 1 des Gesetzes über die Bezeichnung von Verkehrsflächen und die 
Nummerierung von Gebäuden, LGBl. Nr. 4/1992, zuletzt geändert durch das Gesetz  
LGBl. Nr. 75/2023, wird verordnet: 

§ 1 

Bezeichnung von Verkehrsflächen 

Die in der Anlage A und B in Rot dargestellten Verkehrsflächen auf den Gst. Nr. 4186/2, 4188, 4189, 
4186/1, 3792/1, 4483, 4178, 3793, 3794, 3795, 3796, 3797, 3799, 3800, 3803, 3787, 3698, 3760, 3811 und 
3759, KG Kössen, erhalten die dort angef¿hrte Bezeichnung ĂKlausenbergalmñ.  

§ 2 

Bezeichnung von Verkehrsflächen 

Die in der Anlage A und C in Violett dargestellten Verkehrsflächen auf den Gst. Nr. 4195/1, 4197/1, 4198/4, 
4198/1, 4200, 4187, 4186/1 und 4197/2, KG Kössen, erhalten die dort angeführte Bezeichnung 
ĂWeiÇensteinalmñ.  

§ 3 

Bezeichnung von Verkehrsflächen 

Die in der Anlage A und D in Gelb dargestellten Verkehrsflächen auf den Gst. Nr. 4255/4, 4255/1, 4254, 
4203/1, 4197/1, 4200, 4202, 4201, 4198/1 und 4204, KG Kössen, erhalten die dort angeführte Bezeichnung 
ĂHasenaualmñ.  

§ 4 

Bezeichnung von Verkehrsflächen 

Die in der Anlage A und E in Orange dargestellten Verkehrsflächen auf den Gst. Nr. 4256/2, 4257/1, 4260/1, 
4260/7, 4256/1, 4197/1 und 4196/1, KG Kössen, erhalten die dort angef¿hrte Bezeichnung ĂEggenalmñ.  

§ 5 

Nummerierung der Gebäude 

Die Nummerierung der von dieser Verordnung betroffenen Gebäude erfolgt gemäß den Anlagen B, C, D und 
E. 

§ 6 

Inkrafttreten  

Diese Verordnung tritt mit dem Ablauf des Tages der Kundmachung in Kraft.  
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